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Das Problem
Bereits seit längerer Zeit beschäftigt sich der Thü-
ringer Landesausschuss Ärzte und Krankenkassen
mit der vertragsärztlichen Versorgungssituation im
Freistaat. In das paritätisch besetzte Selbstverwal-
tungsgremium wurde dieses Thema auf Initiative
der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen (KVT)
im April 2004 hineingetragen und mit dem ein-
gängigen Begriff „Ärztemangel“ belegt. Ziel war
es, einen Beschluss zur unmittelbar drohenden Ge-
fährdung der Sicherstellung vor allem in der haus-
ärztlichen Versorgung herbeizuführen. Angemerkt
sei, dass sich die Wortbezeichnung „unmittelbar“
entgegen der umgangssprachlichen Bedeutung
erst auf einen Zeithorizont ab 2008 bezieht!

Der erste Schritt
Im Dezember 2004 beschloss der Landesaus-
schuss „Maßstäbe, Grundlagen und Kriterien zur
Beurteilung einer unmittelbar drohenden oder be-
stehenden Gefährdung der Sicherstellung“. Die
zukünftig maßgebliche Definition für „unmittelbar
drohende Unterversorgung“ war geschaffen. 

Bereiche gelten danach als gefährdet, wenn ge-
meinsam vom Landesausschuss definierte Krite-
rien zur Anwendung kommen. Diese betreffen
u.a. die Alterstruktur der Ärzte, berücksichtigen
die demografische Entwicklung der Bevölkerung

und orientieren sich an der jeweils zu erwartenden
Fallzahlentwicklung. Rechtliche Bedenken der
Krankenkassen gegen eine von der Bedarfspla-
nung abweichende regionale Gliederung wurden
jedoch nicht berücksichtigt. Somit beziehen sich
alle zukünftigen Feststellungen zu drohender Un-
terversorgung in der Hausarztfachgruppe nicht
auf Planungsbereiche sondern auf kleinräumigere
so genannte Altkreise (Kreisgrenzen vor der Ge-
bietsreform 1994). e
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Der nächste Schritt
Im Mai 2005 stellte der Landesauschschuss fest,
dass bei 13 von 20 Thüringer Planungsbereichen in
15 Altkreisen für die Fachgruppe der Hausärzte ab
2008 mit einer Unterversorgung zu rechnen ist. 

Weitere Aktivitäten 
Die mit dieser stark prognostischen Annahme ver-
bundene Option auf Sicherstellungszuschläge – in
Thüringen bis zu ca. 6 Mio. € –, die jeweils hälftig
von Kassen und KVT aufzubringen sind, sollte nach
Forderung der Kassenseite nur dann Realität wer-
den, wenn tragfähige Konzepte zur Verwendung
vorliegen. Das Prinzip Gießkanne sollte eingedenk
der Erfahrungen aus anderen Bundesländern nicht
greifen, die Kassenverbände forderten einzelfallbe-
zogene Maßnahmen ein. Die weiteren Bemühun-
gen konzentrierten sich nunmehr auf Maßnahmen,
um die vorhergesagte Sicherstellungsgefährdung
bei Hausärzten abzuwenden. 

Schon im Juni überraschte die KVT mit ihrem Kon-
zept, einen Teil der möglichen Sicherstellungszu-
schläge zukünftig zur Finanzierung von Eigenein-
richtungen zu verwenden. In diesem Modell sollen
Ärzte angestellt werden und sich in einer Art „Nie-
derlassungsfahrschule“ auf eine zukünftige freibe-
rufliche Tätigkeit vorbereiten. Die erste Eigenein-

richtung soll schon in diesem Jahr eröffnet werden.
Zu finanzieren sind die notwendigen Investitionskos-
ten sowie als Liquidationsvorschuss für die ersten
sechs Monate die laufenden Kosten, soweit diese
die Einnahmen über die Honorarverteilung über-
steigen. 

Weitere Maßnahmen 
Als zweite Maßnahme fördert die KVT im Beneh-
men mit den Krankenkassen die Beschäftigung von
Sicherstellungsassistenten für maximal zwei Jahre.
Zur Jahresmitte sind zwei dieser Stellen geplant, im
Jahr 2006 insgesamt fünfzehn. Der den Sicherstel-
lungsassistenten beschäftigende Vertragsarzt erhält
eine monatliche Unterstützung zur Weitergabe an
den Assistenten. 

Fazit
Mit den vorgenannten Entscheidungen im Landes-
ausschuss verbinden die Ersatzkassen die Intention,
dass auch zukünftig die Anreize zur Niederlassung
als Vertragsarzt in den Vordergrund der Bemühun-
gen der gemeinsamen Selbstverwaltung zu stellen
sind. Eigeneinrichtungen können die Entscheidung
des Arztes, den Vertragsarztsitz in einer eher länd-
lich geprägten Region in Thüringen zu wählen, för-
dern. Über den Erfolg des Rezeptes wird in zwei
Jahren an gleicher Stelle zu berichten sein.

Drohender Ärztenotstand in Thüringen

Der Landesausschuss Ärzte und Krankenkassen hat in Thüringen für die nächsten Jahre
einen, zumindest in Teilbereichen, drohenden Ärztemangel prognostiziert. Die Beto-
nung liegt hier auf „drohenden“ Ärztemangel. Es gibt also noch keinen akuten festge-
stellten Mangel an ärztlicher Versorgung. Die Versorgung der Bevölkerung ist zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt – ohne Wenn und Aber – sichergestellt. Anders lautende Ver-
kündigungen und Darstellungen sind unseriös und können nur als eine politisch beab-
sichtigte Stimmungsmache interpretiert werden. Dabei interessiert es diese Akteure
wohl auch nicht, dass damit die Bevölkerung massiv verunsichert wird. 

Fakt ist, die Thüringer Ersatzkassen sehen die mögliche drohende Entwicklung und
wollen diese verhindern. Dazu werden sie in den nächsten Jahren gemeinsam mit der
Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen (KVT) verschiedene Maßnahmen unterstützen
und auch finanziell mit tragen. Der Schwerpunkt liegt hierbei auf einer kräftigen Kostenbeteiligung der gesetz-
lichen Krankenversicherung an Eigeneinrichtungen der KVT.

Fakt ist aber auch, dass diese Entwicklung nicht auf eine Region oder ein Bundesland beschränkt ist. Im gesam-
ten Bundesgebiet (also auch in den alten Ländern!) gibt es derzeit diesen Prozess. Diesen wird man letztendlich
nicht mit Geld und guten Worten abwenden können. Der Beruf des Arztes muss in seiner Einmaligkeit wieder in
den Mittelpunkt gestellt werden. Dazu gehört es dann auch, den geänderten Bedürfnissen der jungen Ärzte-
schaft nach neuen Versorgungsformen, also weg von der Einzelpraxis als alleinige Möglichkeit der ärztlichen
Selbstständigkeit, Rechnung zu tragen. Und hierfür gibt es in Thüringen und im gesamten Bundesgebiet noch
reichlich Entwicklungspotenzial.

D E R K O M M E N T A R

Michael Domrös, Leiter
der VdAK/AEV-Landes-
vertretung Thüringen
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Während noch vor einigen Jahren in der sozia-
len Krankenversicherung von einer so genann-
ten Ärzteschwemme gesprochen wurde, breitet
sich derzeit die These vom ärztlichen Notstand
aus. Doch woran liegt es, dass sich die Zeiten so
geändert haben? Fehlt der ärztliche Nachwuchs
oder gehen die ausgebildeten Studenten der
medizinischen Fachrichtungen doch andere
Wege als einst und wollen nicht mehr in die
eigene Niederlassung?
Wir wollten mehr über die Ursachen wissen und
befragten das für die medizinische Ausbildung
im Freistaat Thüringen zuständige Kultus-Mini-
sterium.

Können Sie Aussagen zu den Ausbildungszah-
len seit den Jahren 1991/92 machen? Wie sieht
die Zahl der Ausbildungen im Vergleich zur Zahl
derjenigen aus, welche ihr Studium abgebrochen
haben?

In Thüringen bietet die Friedrich-Schiller-Univer-
sität Jena (FSU) in der Fachrichtung Humanmedizin
die Studiengänge Medizin und Zahnmedizin an.
Die Anzahl der Studierenden hat sich ab 1994/95
zwischen 1.800 und 2.060 bewegt, die Tendenz ist
seit 1998 leicht steigend. Die Zahl der Studienan-
fänger (Studierende im 1. Fachsemester) lag in die-
sem Zeitraum relativ konstant bei über 300. Die
Zahl der Abschlussprüfungen (nur Staatsexamen,
keine Promotionen) liegt in dem Zeitraum ab
1995/96 bei durchschnittlich 228 jährlich. Ein

Schluss auf die Zahl der Studienabbrecher lässt
sich daraus nicht herleiten, da nicht erfasst wird, ob
das Studium später fortgesetzt oder tatsächlich ab-
gebrochen wird oder wegen nicht bestandenen
Prüfungen nicht erfolgreich abgeschlossen werden
konnte. Zudem besteht die Möglichkeit der Migra-
tion zwischen verschiedenen Studienorten. Zur Zahl
von Studienabbrechern kann daher keine verlässli-
che Aussage getroffen werden.

Lassen die Bewerberzahlen für das Medizinstu-
dium den Schluss zu, dass der ärztliche Beruf an
Attraktivität eingebüßt hat?

Die Bewerberzahlen an der FSU liegen im Zei-
traum ab 1995/96 stets über den jeweiligen Zulas-
sungszahlen. Während zu Beginn des Zeitraums
aber noch fast jeder Bewerber einen Studienplatz
erhielt, ist die Zahl der Bewerber in den letzten Jah-
ren – bei konstanten Zulassungszahlen – fast doppelt
so hoch wie die der Studienplätze. Bundesweit gab
es zum Wintersemester 2004/05 durchschnittlich vier
Bewerber für einen Medizinstudienplatz. Die Frage
lässt sich also – sofern man sie an der Zahl der Stu-
dienbewerber messen möchte – sowohl für Jena als
auch bundesweit dahingehend beantworten, dass
der ärztliche Beruf nicht an Attraktivität verloren hat,
sondern in den letzten Jahren sogar gewinnt. 

Wie sehen Sie die Ausbildung in Thüringen im
Vergleich zu den anderen Bundesländern?

Während Ziele, Gliederung und Inhalte der Aus-
bildung von Ärzten in der Appro-
bationsordnung für Ärzte bundesweit
einheitlich geregelt sind, gibt es bei
den Studienbedingungen an den ein-
zelnen Studienorten erhebliche Un-
terschiede. Im Ergebnis einer verglei-
chenden Absolventenbefragung durch
das Centrum für Hochschulentwicklung
(CHE, Arbeitspapier Nr. 57 vom Juni
2004) für das Fach Medizin liegt die
FSU in der Spitzengruppe bei fast allen
16 untersuchten Indikatoren wie Stu-
dienorganisation, Betreuung, Lehran-
gebot, Praxisbezug (Ausnahme: Förde-
rung der Forschungskompetenz durch
das Studium). Die Ausbildung in Thü-
ringen kann also im bundesweiten Ver-
gleich als sehr gut bezeichnet werden.

Interview mit dem Thüringer Kultus-
Ministerium zu den Ausbildungs-
bedingungen für Medizinstudenten
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Am 26. Mai 2005 hat die Schieds-
stelle über die Höhe des Thüringer
Landesbasisfallwertes (LBFW) für
2005 entschieden. Der Landesba-
sisfallwert beträgt (nach Kappung)
2.624,98 Euro und bildet die
Grundlage für die Verhandlungen
mit den Krankenhäusern in 2005.
Die Forderung der Landeskranken-
hausgesellschaft Thüringen (LKHG)
lag bei mehr als 3.000 Euro, die
der Thüringer Krankenkassenver-
bänden bei rund 2.350 Euro.

Nachdem die Verhandlungen mit der Landeskran-
kenhausgesellschaft am 24. Januar 2005 nach der
2. Verhandlungsrunde gescheitert waren, hatte die
LKHG die Schiedsstelle angerufen. Die Schiedsstelle
traf zu allen offenen und streitigen Sachverhalten
eine Entscheidung und hat so über die Höhe der
Kosten der Ausbildungsstätten bzw. der Mehrkosten
der Ausbildungskosten entschieden. Des Weiteren
hat sie den zusätzlichen Umfang der individuellen
Entgelte und Zusatzentgelte des Fallpauschalenka-
talogs 2005 festgelegt. 

Für 2005 geht die Schiedsstelle in ihrer Entschei-
dung von einer leicht steigenden Fallzahl sowie
einer höheren Fallschwere aus.

Bei der Ermittlung des Kappungsbetrages orientier-
te sich die Schiedsstelle an dem Grundsatz der Bei-
tragssatzstabilität. Die Summe der geschätzten
Krankenhausbudgets 2005 darf nicht höher liegen
als das geschätzte Ausgabenvolumen bei der Er-
mittlung des Landesbasisfallwertes.

Die Schiedsstellenentscheidung wurde am 29. Juni
2005 durch das Landesverwaltungsamt genehmigt. 

Die Suche nach dem Thüringer Ergebnis
Die Verhandlungen bzw. Schiedsstellenverfahren
sind mittlerweile in allen Bundesländern abge-

schlossen. Im Ranking der Bundesländer findet sich
der Thüringer Wert im unteren Drittel wieder. Die-
ses Ergebnis ist nicht überraschend, da die Ost-
West-Angleichung an den BAT noch nicht abge-
schlossen ist. Schon heute ist absehbar, dass durch
gesetzliche Regelungen steigende Landesbasisfall-
werte in den neuen Bundesländern zu erwarten
sind. 

Im Schiedsstellenverfahren wurden durch die Ver-
bände vorhandene Wirtschaftlichkeitspotenziale er-
mittelt und vorgetragen, z. B. Kostenausgliederung,
alte Investitionskosten und Verweildauerreduzie-
rung. Aus Rechtsgründen fanden sie jedoch vielfach
keine Berücksichtigung. Für die Zukunft wird es
weiterhin wichtig sein, die nachweislichen Wirt-
schaftlichkeitsreserven aufzuzeigen und sozial trag-
bare Vergütungssätze einzufordern.

Die Schiedsstelle hat zu sehr vielen Sachverhalten
die Ausgleichsfähigkeit festgesetzt. Im Ergebnis be-
deutet das, dass bei der Ermittlung des Landesba-
sisfallwertes 2006 erst der korrigierte Ausgangsbe-
trag 2005 gefunden werden muss. Faktisch ist so-
mit der in der Schiedsstelle festgelegte Landesbasis-
fallwert 2005 ein so genannter „vorläufiger“ LBFW
der den Beginn der Anpassungsphase (Konvergenz)
und die Liquidität der Krankenhäuser für 2005 si-
cherstellen soll. 

Die bis 2009 wirkende Anpassungsphase wird für
viele Thüringer Krankenhäuser besondere Anstren-
gungen bedeuten. Nach der Umsetzung des
Schiedsstellenergebnisses in den Einzelverhandlun-
gen mit den Thüringer Krankenhäusern deutet sich
jetzt schon an, dass es potenzielle Gewinner und
Verlierer der Systemumstellung geben wird.

Trotz all dieser Einschränkungen gelang es der
Schiedsstelle, bei der erstmaligen Festsetzung des
Landesbasisfallwertes klare Festlegungen zu treffen,
auf die in den nächsten Verhandlungen aufgebaut
werden kann.

Schiedsstellenverfahren 
Landesbasisfallwert 2005 festgelegt

Rolf Gommermann,
Referatsleiter statio-
näre Einrichtungen

Würde ein seit vielen Jahren geforderter Lehr-
stuhl für Allgemeinmedizin im Freistaat Thüringen
helfen, die derzeitige Situation von Ärzten im länd-
lichen Bereich zu verbessern?

Der vorgesehene Lehrstuhl für Allgemeinmedi-
zin würde helfen, die Situation der Allgemeinmedi-

zin insgesamt zu verbessern, also dem zu erwarten-
den Ärztemangel in diesem Fachgebiet entgegen
zu wirken. Wo sich die ausgebildeten Mediziner
dann ggf. niederlassen, wird im Wesentlichen auch
weiterhin von den Rahmenbedingungen abhängen.
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Endlich ist er da. Eine schwere Geburt war die Sache
mit dem Landesbasisfallwert. Bereits im IV. Quartal
des Jahres 2004 gab es von den Beteiligten die ers-
ten Versuche einer Verständigung. Nach genau 9
Monaten war er in Kraft gesetzt. Eigentlich eine plan-
mäßige Geburt. Vielleicht hätte man ja nur eher mit
den Verhandlungen beginnen müssen. Sei es drum.
Alle haben zugestimmt. 
Die Krankenhäuser müssen in der Konvergenzpha-
se damit leben, genau wie die Krankenkassen.
Für die Krankenhäuser muss nun der Weg bis 2009 un-
ter starkem Rationalisierungsdruck zurückgelegt werden. 
Die Schlagworte der dynamischen Krankenhaus-
ökonomen lauten: 
• Kostenträgerrechnung
• Clinical Pathway 
• Prozessmanagement
• Qualitätsmanagement 
• flexibler Personaleinsatz
• Bindung von Patientenströmen
• Balanced-Scorecard- Konzepte usw. 

In der Tat sind dies taugliche Instrumente zur Ver-
besserung des Betriebsergebnisses. 
Kaum ein Kollege bewegt sich nicht auf diesem
Feld des Krankenhausmanagements. Ideen und
Lösungen werden untereinander ausgetauscht in

den Frühjahrs- und Herbst-
tagungen des VKD-Landes-
verbandes und in den
Seminaren der Thüringer
Landeskrankenhausgesell-
schaft. 
Was uns aber nicht verloren
gehen darf, sind die ethi-
schen Grundsätze der
„Kostenrechnung und Ver-
weildauerverkürzungen“. 
Der Patient stimmt über die
gefühlte Ergebnisqualität sei-
ner Behandlung mit den
Füßen ab. Die Krankenhausplanung in Thüringen
macht es möglich, dass ein gutes Angebot für die sta-
tionäre Versorgung flächendeckend gegeben ist. 
Insofern wird die Tauglichkeit des Landesbasisfall-
wertes und des Bussiness für ein Krankenhaus vom
Patienten beurteilt. Um die Frage schlüssig zu be-
antworten, müssen wir das Votum unserer Patienten
also abwarten und in unseren Bemühungen um
Qualität nicht nachlassen!

Ihr
Hans-Georg Hunger
Geschäftsführer Kreiskrankenhaus Greiz GmbH

Was taugt der Landesbasisfallwert in Thüringen?

Hans-Georg Hunger, Ge-
schäftsführer Kreiskran-
kenhaus Greiz GmBH

Landesbasisfallwert
Zum 1. Januar 2005 ist das 2. Fallpauschalenänderungsgesetz in Kraft getreten. Es sieht unter anderem die Vereinbarung
eines landeseinheitlichen Basisfallwertes vor. Ziel ist es, gleiche Preise für gleiche Leistungen im jeweiligen Bundesland zu
erreichen.

Dazu ist bis 2009 eine Konvergenzphase vorgesehen. In dieser Übergangszeit werden die individuellen Basisfallwerte der
Krankenhäuser im Land an den landeseinheitlichen Basisfallwert angeglichen. Ab 2009 soll für alle Krankenhäuser im
Lande der landesweite Basisfallwert verbindlich sein.

Jedes Krankenhaus in Thüringen erhält dann für die gleiche Leistung den gleichen Preis. 

Der Landesbasisfallwert wird nicht in allen Leistungsbereichen des Krankenhauses angewendet. Unterschiedliche Finanzie-
rungsverfahren wirken z.B. in der Erwachsenen- und Kinder- und Jugendpsychiatrie, im Bereich der Zusatzentgelte sowie
bei einer Vielzahl von Zuschlägen z.B. für Ausbildung, Qualtitätssicherung oder Investitionskosten.

Bei der erstmaligen Ermittlung des Landesbasisfallwertes wurde überwiegend die Methode des Ausgabevolumens verwen-
det. Ausgangspunkt war die Summe der vereinbarten Krankenhausbudgets 2004. Dazu brachten die Vertragspartner
bestimmte gesetzliche Korrekturfaktoren entweder mit sinkender bzw. steigender Wirkung ein. Daraus wurde das voraus-
sichtliche Ausgabenvolumen für 2005 ermittelt.

Zur Ermittlung des Landesbasisfallwertes ist dieses geschätzte Ausgabenvolumen je Land durch die Summe der zu erwar-
tenden Leistungen (ausgewiesen in Bewertungsrelationen) zu dividieren.

Im Zusammenhang mit der Konvergenzphase hat der Gesetzgeber den Anpassungsdruck für die Krankenhäuser gesetzlich
abgefedert. Besonderheiten hat der Gesetzgeber für die Krankenhäuser festgelegt, bei denen der individuelle Basisfallwert
abgeschmolzen werden müsste. Sie werden teilweise geschont, deshalb so genannte „Schonkrankenhäuser“. Die Summe
der Schonbeträge der Schonkrankenhäuser ist dann über eine Kappung beim Landesbasisfallwert zu berücksichtigen.

S T I C H W O R T
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Thüringer Pflegefachtagung 
mit großem Interesse

Bei der Absicherung des Risikos der Pflegebedürf-
tigkeit hat sich die Pflegeversicherung nach Ansicht
der Ersatzkassenverbände als eine wichtige Säule
der Sozialversicherung bewährt. Dennoch wissen
die Ersatzkassen und ihre Verbände auch um die
kritischen Gesichtspunkte dieser Entwicklung. Es gilt
also, die Pflegeversicherung auf der Grund-
lage der bisherigen Erfahrungen und unter
Berücksichtigung der zu erwartenden demo-
grafischen Entwicklung, aber auch unter Be-
rücksichtigung der vorgegebenen Rahmenbe-
dingungen, weiter voran zu bringen. Dass
dabei vor allem die Bedürfnisse und Erfor-
dernisse der Pflegebedürftigen und ihrer An-
gehörigen nicht zu kurz kommen, war den
Teilnehmern der Pflegefachtagung in Erfurt
am 2. Juni d.J. nicht nur ein Bedürfnis, son-
dern auch ein anspruchsvoller Auftrag.

Die rund 60 Pflegefachleute diskutierten da-
bei gemeinsam mit Vertretern der Fachhoch-

schule Jena (Fachbereich Sozialwesen) u.a. über
die sozial- und gesundheitspolitischen Rahmenbe-
dingungen der Pflege auf kommunaler Ebene, und
auch über die Weiterentwicklungsmöglichkeiten der
sozialen Pflegeversicherung aus Sicht der Sozialen
Leistungsträger.

Kinder-Diabetes-Reha-Maßnahme 2005
Sommerzeit ist Urlaubszeit und Ferienzeit ist Reise-
zeit. Doch was tun, wenn gerade an Diabetes er-
krankte Kinder ihre Ferien- und Urlaubszeit eigent-
lich so richtig genießen sollten, aber auf Grund ih-
rer Erkrankung nicht so richtig können?

Die Thüringer Ersatzkassen und ihre Verbände bie-
ten deshalb auch in diesem Jahr ihren an Diabetes
erkrankten Kindern eine so genannte organisierte
Reha-Maßnahme an. Das bedeutet, dass Kinder im
Alter zwischen 10 und 16 Jahren an einem der
zwei angebotenen Kurse (Juli und August) in der
Reha-Einrichtung „Bergfried“ Saalfeld teilnehmen.

Wenn diese organisierten Maßnahmen fast schon
wieder wie ein Kinderferienlager für kranke Kinder
aussehen mag, bleibt dennoch das erklärte Ziel der
Reha-Maßnahme, den Kindern beizubringen, den
eigenen Stoffwechsel in den verschiedenen Alltags-
und Sondersituationen kennen zu lernen. Das hilft
am Ende allen. Die Kinder lernen, mit ihrer Erkran-
kung umzugehen und sich auf das Leben in der
Gemeinschaft auch als chronisch Kranker besser
einzustellen und der Gesellschaft werden unnötige
Spätfolgekosten erspart.

In der Pause stellten sich einige der Referenten der Pflegefach-
tagung der Fotografin Foto: Petra Recke

• Verbindliche Zuordnung nach regionalem und
überregionalem Versorgungsauftrag mit der
Zusatzbezeichnung Zentrumsversorgung, Spezial-
versorgung oder universitäre Versorgung

• Ausweisung der Fachgebiete und Subdisziplinen
mit verbindlichen strukturellen und qualitativen
Vorgaben.

• Festlegung von Zentren (z.B. Neonatologische
Zentren) und spezialisierte Leistungen (z.B. Trans-

plantationsmedizin) verbunden mit strukturellen
und qualitativen Rahmenvorgaben

• Definition der Qualitäts- und Strukturvorgaben
auf der Ebene der Selbstverwalter oder durch
landesplanerische Festlegungen

• Anpassung des Thüringer Krankenhausgesetzes
an die krankenhausplanerischen Veränderungen

• Umstellung der Krankenhausplanung auf eine
qualitative Krankenhausplanung in zwei Stufen.

F O R D E R U N G E N D E R E R S A T Z K A S S E N A N

D E N 5. T H Ü R I N G E R K R A N K E N H A U S P L A N
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UNUMSTRITTEN IST: 
- dass Häufigkeit und Schweregrad von Munder-

krankungen im Wesentlichen durch den individu-
ellen Lebensstil geprägt werden

- dass für ihre Reduzierung ein verändertes Ge-
sundheitsverhalten erforderlich ist 

- dass die Mundgesundheit ein wesentlicher Be-
standteil der allgemeinen Gesundheit ist 

- dass zahlreiche Risikofaktoren das Entstehen von
Mund- und allgemeinen chronischen Erkrankun-
gen begünstigen.

Deshalb ist die Förderung der Mundgesundheit in
die allgemeine Gesundheitsförderung einzubinden.

Die Gruppenprophylaxe für Kinder und Jugendliche
zum Erhalt und Wiederherstellung der Mundge-
sundheit ist in allen Bundesländern fest etabliert.

Auf der gesetzlich vorgegebenen Grundlage zur
Durchführung der zahnmedizinischen Gruppenpro-
phylaxe hat sich in Thüringen 1992 die Landesar-
beitsgemeinschaft Jugendzahnpflege e.V. (LAGJTh)
gegründet. Sie hat ihre Aufgabe in der systemati-
schen und kontinuierlichen Umsetzung einer flä-
chendeckenden zahnmedizinischen Gruppenpro-
phylaxe in Kindertagesstätten und Schulen.

Im Thüringer Gesetz über Tageseinrichtungen für
Kinder als Landesausführungsgesetz zum Kinder-

und Jugendhilfegesetz (1991) und in der Thüringer
Verordnung über die Schulgesundheitspflege (2002)
wurden die Zuständigkeiten für die gruppenprophy-
laktische Betreuung festgelegt. Demzufolge obliegt
der LAGJTh die Betreuung von Vorschulkindern.

In Thüringen wird die gruppenprophylaktische Be-
treuung in den Kindertagesstätten von 689 Paten-
schaftszahnärzten aus dem niedergelassenen Be-
reich und von 13 angestellten fortgebildeten Zahn-
arzthelferinnen für Gruppenprophylaxe der LAGJTh
durchgeführt. Dabei handelt es sich um Zahnarzt-
helferinnen, deren Fortbildungsprofil auf Program-
men der Landeszahnärztekammer Thüringen und
der LAGJTh e.V. beruht.

Da die Prophylaxeprogramme in den einzelnen
Landesarbeitsgemeinschaften sehr unterschiedlich
und abhängig von den strukturellen und personel-
len Gegebenheiten sind, ist eine Evaluierung dieser
spezifischen Programme in angemessenen Zeitab-
ständen notwendig, um eine Aussage über ihre Eig-
nung hinsichtlich der anvisierten Ziele ableiten und
falls erforderlich, Korrekturen durchführen zu kön-
nen.

Evaluationsprogramme über ihre Effektivität und Ef-
fizienz sind selten und zudem uneinheitlich im Stu-
diendesign, wenig entwickelt und unzureichend do-
kumentiert. 

Die DAJ veröffentlicht regelmäßig eine Dokumenta-
tion über die gruppenprophylaktische Leistung in
den einzelnen Schuljahren und Bundesländern.
Dies ist allerdings nur ein statistischer Überblick
über das Leistungsspektrum insgesamt und präsen-
tiert mehr oder weniger das globale Ergebnis.
Unberücksichtigt bleiben dabei der Struktur- und
Prozessbereich.

Die LAGJTh hat in ihrer Richtlinie von 2003 „Zur
Umsetzung der Basis- und Intensivprophylaxe in
Thüringen nach dem erweiterten § 21 SGB V und
dem Weiterentwicklungskonzept Gruppenprophyla-
xe der Spitzenverbände der Krankenkassen“ die
Evaluierung der Gruppenprophylaxe von Kindern
und Jugendlichen festgeschrieben. 

In Thüringen erfolgt deshalb gegenwärtig eine erste
Evaluierung mit dem speziellen Ziel, den Einsatz der
fortgebildeten Prophylaxehelferin in der Gruppen-
prophylaxe zu bewerten.

Zahnmedizinische Gruppenprophylaxe
in Thüringen

Jung und Alt zog es am 29. Mai 2005 zum Erfurter KKH-Herz-Kreislauf.
Mit von der Partie prominente Sportler, wie auf unserem Bild zu sehen:
Olympiasieger Dieter Baumann neben dem Leiter der VdAK/AEV-Lan-
desvertretung Thüringen, Michael Domrös. Beide gehörten zu denen,
welche es sich nicht nehmen ließen, an diesem heißen Tag die vor-
gegebenen 8 Kilometer mit allen Strapazen zu laufen.
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8 ersatzkassen in thüringen

Der von den Thüringer Ersatzkassen und ihren Verbänden geförderte diesjährige
Workshop zum Nichtrauchen in der Schwangerschaft wird am 28. September
2005 in der Zeit von 15.00 Uhr bis 19.00 Uhr in der Landesärztekammer Jena-
Maua durchgeführt.

Der Workshop richtet sich dabei besonders an Thüringer Gynäkologen und Kin-
derärzte und soll helfen, Beratungen bei rauchenden Schwangeren erfolgreich durchzuführen.

Die von den Thüringer Ersatzkassen und ihren Verbänden geförderte Fachtagung der Thüringer Aidsprävention
„Sexueller Missbrauch“ wird am 2. November 2005 in der Zeit zwischen 10.00 und 15.00 Uhr in der Cafeteria
des Thüringer Ministeriums für Soziales, Familie und Gesundheit durchgeführt.

Der nunmehr 6. Thüringer Reha-Tag findet in diesem Jahr am 5. Oktober im Erfurter Kaisersaal in der Futter-
straße statt. Diesmal wird sich alles rund um das Thema „Allergien“ mit den Schwerpunkten „Atemwege, Ver-
dauungssysteme und Haut“ drehen. Neben interessanten Fach-
vorträgen werden für interessierte Bürger und Betroffene Work-
shops zu den genannten Schwerpunkten durchgeführt.
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B Ü C H E R

Und möge es nicht so kommen, wie gesagt ...

Wer aufmerksam unser Interview mit dem Thüringer
Kultusministerum gelesen hat weiß, dass im letzten Stu-
dienjahr die Zahl der Bewerbungen dreimal so hoch
war, wie die der dann ergangenen Zulassungen. Den-
noch befürchten Thüringer Politiker allgemein einen
drastischen Rückgang bei der Zahl der Studierenden.
Als Grund dafür nennen sie die Einführung einer Stu-
diengebühr, welche ein Absinken der Studierendenzah-
len nach sich zieht. Nach der Veröffentlichung einer
Studie des Hochschulinformationssystems (HIS) sei da-

nach die Studienbereitschaft in Deutschland gesunken.
Allein 22 Prozent der befragten Studienberechtigten
verzichteten lieber auf Grund der Einführung von Stu-
diengebühren auf ein Studium.

Nach Meinung der Thüringer Ersatzkassenverbände sei
jedoch gerade wichtig, mehr Studienplätze in der Hu-
manmedizin anzubieten und auch über attraktive Ange-
bote für angehende Mediziner nachzudenken.

Zu hohe Gebühren-Barrieren scheinen an dieser Stelle
deshalb mehr hinderlich als dienlich.
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